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 b) Änderung Bebauungsplan „In der Barlage Ost“  
 
 c) Straßenbau im Bereich Straßburger Platz 
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Herr Stadtrat Sliwka begrüßt die anwesenden Ratsmitglieder sowie ca. 100 Bürgerinnen und 
Bürger.  
 
1. Anregungen und Wünsche 
 (TOP 1)  
 
a) Umbau Lotter Straße/Albrechtstraße  
 
Ein Anwohner der Gluckstraße bemängelt die Verkehrs- und Lärmbelastung in seinem 
Wohnbereich. Er habe bereits den Fachbereich Städtebau um Nachbesserung der Tempo-
30-Piktogramme gebeten, da viele Fahrzeuge sich nicht an die geltenden Geschwindigkeits-
bestimmungen halten. Jedoch sei nur jeweils eine Stelle an der Gluckstraße und am Liene-
schweg nachgebessert worden. Seitens des Bürgers wird weiterhin kritisiert, dass das Auf-
stellen eines Hinweisschildes „Wohngebiet“ seitens der Verwaltung aus rechtlichen Gründen 
abgelehnt wurde.  
 
Herr Schmidt bestätigt eine teilweise Nachbesserung der Piktogramme. Weitere Piktogram-
me sollen im nächsten Frühjahr ersetzt werden, wenn diese abgefahren sind. Herr Schmidt 
betont zudem, dass die Albrechtstraße wieder für den Verkehr freigegeben wurde. Somit ist 
ab sofort mit einer Verkehrsentlastung in der Gluckstraße zu rechnen. Eine erneute Sperrung 
der Albrechtstraße zur Durchführung der Straßenbauarbeiten wird erst wieder im Frühjahr 
2007 erfolgen. Herr Schmidt weist darauf hin, dass keine offizielle Umleitung über die Gluck-
straße festgelegt wurde.  
 
Ein Anlieger der Albrechtstraße bittet um Durchführung von Verkehrskontrollen hinsichtlich 
der Einhaltung der Tempo-30-Regelung. Dieses wird seitens Herrn Bürgermeister Jasper 
zugesagt. Ein weiterer Bürger weist darauf hin, dass es sich bei mehreren Tempo-30-
Straßen (z. B. Albrechtstraße, Rückertstraße, Gluckstraße) um stadtteilverbindende Straßen 
handelt. Er sieht die Notwendigkeit, Ausweichmöglichkeiten für durchfahrende Pkw zu fin-
den.  
 
 
2. Stadtentwicklung im Dialog 
 (TOP 2)  
 
a) Abzug der britischen Streitkräfte   
 
Herr Rolf informiert darüber, dass in Verbindung mit dem Abzug der britischen Streitkräfte 
eine Fläche von 160 Hektar freigesetzt wird. Dieses macht umfangreiche Überlegungen hin-
sichtlich der zukünftigen Nutzung dieser Flächen erforderlich. Da die Flächen dem Bund ge-
hören, wird eine enge Abstimmung mit diesem erfolgen. Es werden zudem ca. 1.250 Woh-
nungen durch den Abzug der Briten freigesetzt, in denen zum Teil erheblicher Sanierungs-
bedarf besteht. Zielsetzung ist es, ein dauerhaftes Leerstehen dieser Wohnungen zu ver-
meiden und eine ausgewogene Siedlungs- und Sozialstruktur zu schaffen.  
 
Seitens des Fachbereiches Städtebau wird eine Revision aller Bauflächen im Stadtgebiet 
vorgenommen werden und ein Abgleich mit den durch den Britenabzug freiwerdenden Flä-
chen erfolgen. Die auf dieser Grundlage zu erarbeitenden Nutzungsvorschläge werden dem 
städtischen Rat zur Entscheidung vorgelegt werden.  
 
Bezug nehmend auf den Stadtteil Westerberg/Weststadt ist eine universitäre Nutzung an der 
Barbarastraße angedacht. An der Sedanstraße könnte beispielsweise eine Dienstleistungs- 
und Wohnnutzung erfolgen.  
 
Herr Rolf fasst nochmals zusammen, dass es Zielsetzung des Fachbereiches Städtebau ist, 
die Nutzungspotenziale aller Flächen aufzulisten und zu strukturieren sowie ein ausgewoge-
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nes Verhältnis zu schaffen. Sodann wird eine Rahmenplanung erstellt. Die Entscheidungen 
werden mit Blick auf mögliche Investoren gefasst werden. Größtenteils ist die Durchführung 
von Bebauungsplanverfahren erforderlich. Anschließend werden die Überlegungen mit dem 
Bund erörtert.  
 
Seitens eines Bürgers wird angeregt, den entstehenden Freiraum auch für Sportflächen zu 
nutzen, um die Situation an der Illoshöhe zu entspannen. Herr Sliwka bestätigt, dass auch 
eine Nutzung als Sportfläche beabsichtigt ist.  
 
Auf Nachfrage eines Bürgers hinsichtlich der Beteiligungsmöglichkeiten und der Sicherstel-
lung der Informationsweitergabe an die Bürgerschaft betont Herr Rolf, dass alle Planungen in 
den öffentlichen Sitzungen des Stadtentwicklungsausschusses vorgestellt werden. Darüber 
hinaus sind eine Bürgerbeteiligung sowie ein Pressegespräch vorgesehen. Zudem werden 
Bürgerversammlungen in den einzelnen Stadtteilen durchgeführt werden. Außerdem wird auf 
der städtischen Internetseite über die aktuellen Planungen informiert.  
 
Ein Bürger bittet darum, im Rahmen der Planungen auch für eine Entlastung der stark vom 
Verkehr belasteten Straßen im Stadtteil (siehe TOP 1 a) zu sorgen. Diesbezüglich gibt Herr 
Rolf zu bedenken, dass eine städtebauliche Entwicklung immer mit einer verkehrlichen Ent-
wicklung verbunden ist. Zwar hat eine Nutzungsentwicklung Vorteile, doch ist gegebenenfalls 
auch mit Belastungen durch Verkehrsentwicklungen zu rechnen.  
 
Sowohl Herr Bürgermeister Jasper als auch Herr Stadtrat Sliwka betonen, dass die Thematik 
in einem offenen Prozess erarbeitet wird. Es wird nach bürger- und umweltverträglichen Lö-
sungen gesucht werden. Jedoch können zum heutigen Zeitpunkt noch keine verbindlichen 
Informationen gegeben werden.  
 
Ein Bürger regt den Abriss der Objekte an der Wilhelm-Busch-Straße an, da die sich in ei-
nem schlechten Zustand befinden. Dort könnte die seit langer Zeit geplante Umgehungs-
straße geschaffen werden.  
 
 
b) Finanzierungskonzept Tunnel West  
 
Herr Schmidt informiert darüber, dass eine technische Machbarkeitsstudie hinsichtlich einer 
Westumgehung bzw. eines Tunnels durchgeführt wurde. Danach wird der Bau eines Tunnels 
von der Rheiner Landstraße bis zur Natruper Straße mit einer Länge von ca. 2 Kilometern 
favorisiert. Jedoch ist für diese Maßnahme ein Investment von ca. 60 Millionen € erforderlich. 
Die Finanzierung dieses Projektes gestaltet sich als problematisch. Aus diesem Grund wurde 
vor ca. einem Jahr eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit der Erstellung eines Finanzie-
rungskonzeptes beauftragt. Da jedoch konkrete Aussagen möglicher Zuschussgeber und 
auch seitens der städtischen Finanzverwaltung fehlen, wurde im Sommer 2006 entschieden, 
das Projekt zunächst nicht weiter zu konkretisieren. Sofern sich jedoch Fördermöglichkeiten 
ergeben sollten, wird das Thema erneut aufgegriffen werden.  
 
 
c) Kanal- und Straßenbaumaßnahmen  
 
(Siehe anliegende Übersicht) 
 
Hinsichtlich des Abschnittes der Lürmannstraße zwischen Bergstraße und Strahlenklinik soll 
am 7. Dezember 2006 im Stadtentwicklungsausschuss darüber entschieden werden, wie mit 
dem Baumbestand umgegangen werden soll.  
 
Auf Nachfrage eines Bürgers berichtet Herr Schmidt, dass noch eine gestalterische Abstim-
mung mit den Anliegern der Lotter Straße erfolgen wird.  
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Herr Schmidt bestätigt, dass sich die Kanal- und Straßenbaumaßnahmen an der Roonstraße 
um ca. ein halbes Jahr verschoben haben, da es zeitliche Verzögerungen bei den Stadtwer-
ken gab.  
 
Ein weiterer Bürger bittet darum, dass seitens der bauausführenden Firmen sichergestellt 
wird, dass die Baustellen keine Gefahrenstellen darstellen.  
 
 
3. Von Bürgern, Vereinen etc. angemeldete Tagesordnungspunkte  
 (TOP 3)  
 
a) Künftige Nutzung ehemaliges Busdepot Lotter Straße  
 
Herr Rolf informiert darüber, dass mit Verlagerung des Busdepots im Jahr 2005 die Planun-
gen des Fachbereiches Städtebau eingeleitet wurden. In diesem Zusammenhang ist eine 
Aufgabe/Verlagerung der Chemiefabrik Hagedorn erforderlich. Es wurde ein städtebaulicher 
Ideenwettbewerb durchgeführt mit dem Ergebnis, dass ein Wohngebiet und eine Geschäfts-
bebauung vorgesehen werden sollen. Gemäß Ratsbeschluss hat die Stadt auf dem ehemali-
gen Busdepot ein Sanierungsgebiet ausgewiesen. Vor diesem Hintergrund können Förder-
mittel für die Neugestaltung des Gebietes beantragt werden. Diesbezüglich liegt bereits eine 
grundsätzliche Zusage vor. Dem städtischen Rat soll in seiner Sitzung am 12. Dezember 
2006 der Vorschlag unterbreitet werden, ein Bebauungsplanverfahren für den Gesamtbe-
reich einzuleiten. Es gibt bereits eine Vielzahl von Investoren, die ein grundsätzliches Inte-
resse an diesem Bereich haben. Sobald konkrete Fördermittelzusagen vorliegen, werden die 
Planungen forciert und Gespräche mit den Investoren konkretisiert. Eine umfassende Bür-
gerbeteiligung wird stattfinden.  
 
Herr Rolf betont, dass ein weiterer Vorteil der Ausweisung des Bereiches als Sanierungsge-
biet darin zu sehen ist, dass bereits ansässige Hausbesitzer Modernisierungen an ihren Ob-
jekten vornehmen können. Diese Hausbesitzer sind bereits seitens des Fachbereiches Städ-
tebau angeschrieben worden. Die Stadt Osnabrück kann hinsichtlich möglicher Zuschüsse 
beraten. Herr Rolf betont, dass eine vorherige Absprache mit der Stadt Osnabrück erforder-
lich ist.  
 
Herr Haarmann bittet um Informationen, ob der Ratsbeschluss auf Grundlage des Ideen-
wettbewerbes eingeholt werden soll. Diesbezüglich teilt Herr Rolf mit, dass zunächst ein Auf-
stellungsbeschluss gefasst werden soll. Sodann wird geprüft, ob die bauliche Aktivität im 
bestehenden Bereich mit der zukünftigen städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist. Sobald 
eine städtebauliche Konkretisierung erfolgt ist, werden die Planungen in der Öffentlichkeit 
vorgestellt werden. Herr Rolf weist darauf hin, dass die Chemiefabrik Hagedorn über eine 
erhaltenswerte Bausubstanz verfügt. Die Wiedererkennbarkeit des Geländes soll erhalten 
bleiben. Des Weiteren wird derzeit geprüft, ob eine sukzessive Entwicklung der Fläche mög-
lich ist.  
 
Auf Nachfrage einer Bürgerin informiert Herr Rolf darüber, dass die ortsansässige Polizei-
werkstatt aus städtebaulicher Sicht aufgegeben werden könnte. Jedoch zeichnet sich zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht ab, ob dieses auch im Interesse der Polizei ist.  
 
Ein weiterer Bürger spricht die im Sanierungsgebiet ansässige Tankstelle an. Diesbezüglich 
weist Herr Rolf darauf hin, dass diese zunächst über einen Bestandsschutz verfügt. Eine 
Verlagerung kann nur auf freiwilliger Basis erfolgen.  
 
Herr Rolf berichtet, dass hinsichtlich der Einhaltung der vorgeschriebenen Lärmwerte zu-
nächst Abschätzungen erfolgen und später auch ein konkretes Gutachten erstellt wird. Die-
ses wird öffentlich einsehbar sein.  
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Auf Nachfrage des Anwohners der Gluckstraße, der das dortige Verkehrsaufkommen bzw. 
die damit verbundenen Lärmbelästigungen bemängelt hatte, informiert Herr Rolf darüber, 
dass unterschiedliche Regelungen für bereits bestehende Bebauungspläne und neue Be-
bauungsplanungen gelten. Es handelt sich hierbei im völlig unterschiedliche Rechtsgrundla-
gen.  
 
Eine weitere Bürgerin kommt auf den Schwerlastverkehr auf der Lotter Straße zu sprechen. 
In diesem Zusammenhang informiert Herr Schmidt darüber, dass voraussichtlich erst im Jahr 
2009 ein Vollausbau der Lotter Straße erfolgen kann, da frühestens im Jahr 2008 Zuschuss-
mittel erhältlich sind.  
 
Eine weitere Bürgerin kritisiert, dass im Bereich der Lotter Straße zwischen Busdepot und 
Bäckerei Wellmann der Bürgersteig nur noch über eine Breite von 1,50 m verfügt. Die durch 
den Lkw-Verkehr entstehenden Schwingungen sind noch in den anliegenden Häusern zu 
spüren. Dieses ist aus ihrer Sicht nicht mehr bis zum Jahr 2009 zu ertragen. Die Bürgerin 
fordert nachdrücklich eine vorherige Verbreiterung des Bürgersteiges.  
 
Herr Schmidt weist darauf hin, dass im genannten Bereich kurzfristig eine Ausbesserung des 
Bürgersteiges sowie eine Abmarkierung des Radweges erfolgen wird. Dieses hat zur Folge, 
dass der Fahrzeugabstand zum Haus künftig 2,50 m betragen wird.  
 
Gleichwohl werden seitens dieser Bürgerin sowohl Gesundheitsschäden als auch Risse im 
Haus befürchtet. Herr Schmidt betont, dass auch im genannten Bereich der Bürgersteig 
künftig eine Mindestbreite von ca. 2,00 m haben wird.  
 
Ergänzend bittet diese Bürgerin um Aufbringen eines Zebrastreifens, damit im genannten 
Bereich die Straße sicher überquert werden kann. Sie fordert diese Maßnahme bereits im 
Vorfeld des Ausbaus der Lotter Straße. Herr Schmidt bietet der Bürgerin an, einen persönli-
chen Termin mit ihr in dieser Angelegenheit zu vereinbaren.  
 
Ein weiterer Bürger bemängelt, dass bei Durchführung der Bauarbeiten durch die Stadtwerke 
Fahrbahnmängel entstanden sind. Er betont, dass eine Straßensanierung zugesagt wurde.  
 
Herr Schmidt bestätigt, dass gemeinsam mit den Stadtwerken nochmals eine Kontrolle der 
Fahrbahn erfolgen wird. Besonders bedenkliche Schadstellen werden bereits kurzfristig 
überarbeitet werden.  
 
Herr Haarmann bittet um Information zum Thema Mautflüchtlinge sowie zu den konkret an 
der Lotter Straße geplanten Maßnahmen hinsichtlich der Feinstaubbelastung. Er möchte 
zudem wissen, welche Maßnahmen seitens der Stadt Osnabrück gegen die Lkw-Belastung 
ergriffen werden. 
 
Herr Schmidt weist darauf hin, dass keine Maßnahmen speziell für die Lotter Straße erarbei-
tet wurden. Der dortige Schwerlastverkehr kann u. a. vor dem Hintergrund entstehender Ver-
lagerungseffekte nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. Da das Thema Feinstaub ein 
gesamtstädtisches Problem ist, wurde im Fachbereich Umwelt eine Arbeitsgruppe gegrün-
det, die Maßnahmen erarbeiten soll. Arbeitsgrundlage sind zu erstellende Aktionspläne. Da-
bei sind Rahmenbedingungen, die seitens des Landes Niedersachsen vorgegeben werden, 
einzuhalten.  
 
Herr Obermeyer informiert über den hinsichtlich dieser Thematik und der Feinstaubproble-
matik gegründeten Arbeitskreis. Vorgesehen ist, den Schwerlastverkehr im Stadtgebiet auf 
bestimmten Routen zu bündeln (schwerpunktmäßig in den Gewerbegebieten) und somit eine 
Entlastung anderer Bereiche zu erzielen. Gleichwohl betont Herr Obermeyer, dass der 
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Schwerlastverkehr zu den Osnabrücker Gewerbebetrieben aufrecht erhalten werden muss. 
Der Durchgangsverkehr jedoch ist nicht gewollt.  
 
Eine Bürgerin bittet um Schaffung  zusätzlicher Parkplätze für die jetzigen Anwohner im 
Rahmen der Sanierung der Lotter Straße.  
 
 
b) Änderung Bebauungsplan „In der Barlage Ost“  
 
Herr Rolf informiert darüber, dass das Thema „Bauen in der zweiten Reihe“ im Jahr 2002 
aufgegriffen wurde. Grundsätzlich gilt, dass eine Bebauung in der zweiten Reihe nur dann 
erfolgen kann, wenn sie umfeldverträglich aufgenommen wird. Im genannten Bereich gab es 
erheblichen Widerstand, so dass keine einvernehmliche Lösung zu erwarten war. Aus die-
sem Grund wurden die Planungen im Jahr 2003 eingestellt.  
 
In diesem Jahr wurde seitens eines Architekten umfassender Grunderwerb im genannten 
Bereich erzielt. Der Architekt möchte nochmals Anliegergespräche führen. Er wird voraus-
sichtlich sein Konzept demnächst im Fachbereich Städtebau vorstellen. Dieses Konzept wird 
geprüft werden und dem Stadtentwicklungsausschuss zur Beratung/Entscheidung vorgelegt 
werden. Maßgeblich für die Entscheidung der Stadt Osnabrück ist, ob sich die Einstellung im 
Umfeld zu einer Bebauung in der zweiten Reihe geändert hat.  
 
Ein Bürger weist auf die zur Bebauung künftig zur Verfügung stehenden Flächen am ehema-
ligen Busdepot und an der Sedanstraße hin. Diesbezüglich sieht Herr Rolf keine Vergleich-
barkeit, da es „In der Barlage Ost“ lediglich um sechs bis zehn Einfamilienhäuser mit maxi-
mal zwei Wohneinheiten gehe und nicht um eine rückwärtige Bebauung im großen Stil. So-
wohl Herr Rolf als auch ein Anwohner betonen nachdrücklich, dass die Grundstücke ca.  
3 000 m2 groß sind. Selbst wenn eine Fläche von 1 000 m2 abgegeben würde, wären immer 
noch sehr große Grundstücke vorhanden. Eine verdichtete Bebauung wird keinesfalls ange-
strebt. Auch ist zu bedenken, dass einige Eigentümer möglicherweise ihre sehr großen 
Grundstücke nicht mehr versorgen können. Herr Rolf gibt auch zu bedenken, dass eine Be-
bauung in der zweiten Reihe gegenüber Neubaugebieten den Vorteil hat, dass keine zusätz-
liche Landschaft in Anspruch genommen werden muss.  
 
Seitens weiterer Bürger wird betont, dass gegen diese Art von Vorhaben nichts spreche. 
Bedenken bestehen jedoch gegenüber dem Ankauf zahlreicher Flächen durch den bereits 
erwähnten Architekten bzw. dessen Baupläne.  
 
 
 
c) Straßenbau im Bereich Straßburger Platz  
 
Herr Schmidt informiert darüber, dass der Charakter der Straßen im Bereich des Straßburger 
Platzes aufgrund des beidseitigen Wohnens trotz des Parkverkehres als Anliegerstraßen 
einzustufen ist. Die Planungen hinsichtlich der Straßengestaltung sind noch relativ offen und 
sollen überarbeitet werden. Auch seitens der Landesdenkmalpflege wurden die Grünstreifen 
hervorgehoben. Herr Schmidt betont, dass die Parkflächen nicht zwingend dort sein müssen, 
wo sie derzeit eingeplant wurden. Das Parken könnte auch auf der Fahrbahn abgewickelt 
werden. Dieses würde zu einer zusätzlichen Verkehrsberuhigung führen. Außerdem würde 
Fläche für zusätzliche Grünstreifen zur Verfügung stehen. Eine Diskussion dieses Themas 
mit den Anliegern ist noch möglich.  
 
Herr Dr. Finck zitiert den § 4 der geltenden Straßenbeitragssatzung. Aus seiner Sicht handelt 
es sich im genannten Bereich nicht um Anliegerstraßen, da die Straßen von vielen nichtan-
sässigen Personen zum Parken genutzt werden. Herr Schmidt betont, dass auf Grund des 
Gesamtverkehrsvolumens die Straßen als Anliegerstraßen zu bewerten sind. Beispielsweise 
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gelten auch im genannten Bereich parkende Spaziergänger und Besucher als Anlieger im 
rechtlichen Sinn. Herr Schmidt bekräftigt, dass keinesfalls von einem Durchgangsverkehr 
(wie beispielsweise an der Iburger Straße) gesprochen werden kann. Somit ist die Einord-
nung als Anliegerstraße korrekt.  
 
 
d) Nutzung der Sportanlage Illoshöhe im oberen Teil der Ernst-Sievers-Straße  
 
Frau Gerdes-Norder stellt nochmals ausführlich die bereits schriftlich geschilderte Problema-
tik dar. Ihre Ausführungen werden von einigen Nachbarn bestätigt bzw. ergänzt. Eine An-
wohnerin betont, dass insbesondere ab 16:30 Uhr mit Belästigungen zu rechnen ist. Eine 
weitere Anwohnerin bemängelt, dass es bereits morgens ab 10:00 Uhr bis abends um 21:00 
Uhr auf dem Volleyballfeld zu Lärmbelästigungen kommt. Dieses gilt auch für Sonn- und 
Feiertage. Eine dritte Anwohnerin berichtet, dass ihr Haus bereits seit einigen Monaten leer 
steht. Dieses muss nun schallgedämmt werden.  
 
Herr Schirmbeck informiert darüber, dass aufgrund der großen Nachfrage das Beach-Volley-
ballfeld nicht aufgegeben werden kann. Gleichwohl sind die Platzwarte angewiesen, Auf-
zeichnungen über die Anzahl der Besucher und gegebenenfalls über das Hören von Musik 
zu machen. Bislang wurden diesbezüglich keine Fälle bekannt. 
 
Es wird zudem bemängelt, dass die neue Tribünenüberdachung den Schall der eingesetzten 
Lautsprecheranlagen „einfängt“ und zu Lärmbelästigungen führt. Auch eine Bewohnerin der 
Straße „In der Barlage“ bestätigt, dass sie seit ca. 20 Jahren die Lautsprecher von der Illos-
höhe höre.  
 
Herr Schirmbeck weist darauf hin, dass derzeit die von den Vereinen mitgebrachten Laut-
sprecheranlagen eingesetzt werden. Frühestens im Jahr 2007 wird seitens des Fachberei-
ches Schule/Sport eine Lautsprecheranlage fest installiert, die entsprechend der rechtlichen 
Vorschriften eingestellt wird.  
 
Hinsichtlich des vor einigen Jahren verlegten Kunstrasens bedauert Herr Stadtrat Sliwka, 
dass seinerzeit keine umfassende Anwohnerbeteiligung stattfinden konnte, da der Rasen 
sehr kurzfristig verlegt werden musste, um den abstiegsgefährdeten VfL Osnabrück zu un-
terstützen. Herr Schirmbeck weist ergänzend darauf hin, dass mit dem VfL ein Vertrag über 
die Nutzung des Kunstrasenplatzes besteht, sodass die Stadt Osnabrück diesbezüglich nur 
über sehr begrenzte Einflussmöglichkeiten verfügt. 
 
Eine weitere Anwohnerin bemängelt die aus ihrer Sicht unerträglichen Lichtquellen auf der 
Sportanlage. Herr Schirmbeck weist darauf hin, dass es sich um alte Scheinwerfer handelt. 
Eine durchgeführte Abdeckung des Bereiches um die Scheinwerfer herum habe offensicht-
lich (entgegen positiver Erfahrungen auf anderen Sportplätzen) zu keiner Verbesserung der 
Situation geführt. Herrn Schirmbeck liegt nunmehr ein Kostenvoranschlag zur Umrüstung der 
Scheinwerferanlage in Höhe von 12.000 bis 15.000 € vor. 
 
Herr Stadtrat Sliwka betont, dass das geschilderte Problem sehr wohl ernst genommen wird. 
Gleichzeitig entschuldigt er sich, falls in der Vergangenheit ein anderer Eindruck entstanden 
sein sollte. Die Belästigungen durch die Sportanlage Illoshöhe sollen so gering wie möglich 
gehalten werden. Herr Stadtrat Sliwka unterstreicht, dass gemeinsam ein Kompromiss zu 
finden ist.  
 
Konkret schlägt er folgende Lösungen vor:  
 

 Aufstellen eines ordnungsgemäßen Ballfangzaunes. Diesbezüglich wurde bereits der 
VfL Osnabrück angeschrieben. Sollte dieser den Zaun nicht innerhalb der nächsten 
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Wochen aufstellen, wird die Stadt Osnabrück in Vorleistung treten.  
 

 Gespräche mit den Verantwortlichen des VfL, mit Platzwarten etc. wurden bereits ge-
führt. Diese werden auf die Verursacher der Störungen einwirken.  
 

 Durchführung verkehrsberuhigender Maßnahmen. Es wurden bereits Ver- und Gebo-
te durch den Fachbereich Bürger und Ordnung hinsichtlich der Falschparker ausge-
sprochen. Jedoch werden diese Ver- und Gebote nicht ausreichend beachtet, so 
dass die Durchführung von Kontrollen durch das OS-Team - insbesondere auch an 
Abenden – ggf. verbunden mit dem Ausspruch von Verwarnungen erforderlich ist. 
Zudem soll für Frau Gerdes-Norder ein Ansprechpartner benannt werden, der gege-
benenfalls kurzfristig einschreiten kann. 

 

 Installierung einer „nachbarverträglichen“ Lautsprecheranlage im Rahmen der recht-
lichen Zulässigkeit . 
 

 Vereinbarung eines Termines mit Herrn Stadtrat Sliwka und den beteiligten städti-
schen Dienststellen zur ausführlichen Erörterung der Gesamtproblematik. 

 
 
e) Grünabfallplatz Gluckstraße  
 
Herr Bürgermeister Jasper informiert über die Aussage des Abfallwirtschaftsbetriebes, dass 
eine Verlegung des Recyclinghofes von der Gluckstraße zum Heger Friedhof zurzeit nicht 
weiter verfolgt wird.  
 
Seitens eines Bürgers wird bemängelt, dass auch Grünabfallfahrzeuge ohne Ziel im Stadtteil 
Westerberg/Weststadt die Gluckstraße nutzen. Herr Bürgermeister Jasper sagt zu, dass die-
se Problematik an den Abfallwirtschaftsbetrieb weitergegeben wird.  
 
 
f) Zukünftige Pläne für den Bereich des ehemaligen Niedersachsenbades  
 
Herr Rolf informiert darüber, dass ein Lebensmittelmarkt (kein Discounter!) mit einer Ver-
kaufsfläche von ca. 4 000 m2 und ca. 200 Einstellplätzen geplant ist. Auf dem Markt soll eine 
dreigeschossige Randbebauung erfolgen. Die Realisierungsfähigkeit des Projektes wird der-
zeit geprüft. Problematisch erscheint, dass eine Erschließung allein über die Nobbenburger 
Straße als nicht realisierbar angesehen wird. Neben dem Thema Verkehrserschließung ist 
auch das Thema Lärmschutz zu erörtern.  
 
Die Ergebnisse werden in den nächsten Wochen dem Stadtentwicklungsausschuss zur Ent-
scheidung vorgelegt werden.  
 
 
 
Gravemann 
Protokollführerin 
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